
  

Demonstration

Vorgänge um eine spontane Aktion nicht ausreichend
recherchiert 

Eine Regionalzeitung berichtet, eine Handvoll Neonazis habe auf einen Beschluss
des Stadtrates zur Unterbringung von Asylbewerbern im Ort mit einem Aufmarsch
reagiert und die Anwohner verängstigt. Das Blatt zitiert einen Augenzeugen, der
berichtet habe, die nicht genehmigte Demonstration sei von einem größeren
Polizeiaufgebot aufgelöst worden. Der „Anmelder“ der Demonstration beschwert
sich beim Deutschen Presserat. Die Veranstaltung sei genehmigt gewesen und
durch den Veranstaltungsleiter ordnungsgemäß aufgelöst worden. Die
entsprechende Passage in dem Artikel sei somit falsch. Der Beschwerdeführer
verwahrt sich gegen den Versuch, die Teilnehmer an der spontanen Demonstration
zu kriminalisieren. Man habe niemanden verängstigt und niemanden verängstigen
wollen. Nach Auflösung der Veranstaltung seien viele Anwohner gekommen, um sich
mit den Demonstranten auf sachlicher Ebene zu unterhalten. Auf Anfrage teilt die
Stadtverwaltung dem Presserat mit, dass die rechte Gruppe eine
Spontandemonstration gegen Polizeiwillkür in der Innenstadt durchgeführt habe. Von
dort seien die Teilnehmer in den genannten Stadtteil gefahren und hätten dort bei
dem verantwortlichen Polizeiführer eine Spontandemonstration gegen die
Entscheidung der Stadt für eine Asylbewerberunterkunft angemeldet. Nach der
Aktion seien die Beteiligten mit der Straßenbahn wieder weggefahren. Eine
Auflösung sei nach Aussagen des Ordnungsamtes nicht erfolgt. Die Stadtverwaltung
betont, dass versammlungsrechtlich die Durchführung einer Spontandemonstration,
die dann auch diesen Charakter haben müsse, zulässig sei. Die Chefredaktion der
Zeitung räumt eine Ungenauigkeit im Detail ein. Auf Grund der Gesamtumstände des
Geschehensablaufs sei die Lokalredaktion davon ausgegangen, dass durch den
geringen Zeitabstand zwischen der Abstimmung im Stadtrat zum Standort einer
Asylbewerberunterkunft und der spontanen Demonstration dagegen eine förmliche
Anmeldung der Aktion nicht erfolgen konnte. Im Bemühen um eine aktuelle
Berichterstattung über ein die Stadt bewegendes Thema sei eine Überprüfung dieser
Auffassung nicht erfolgt. Auch eine Konkretisierung im Nachhinein sei nicht
geschehen. Man bedauere diese Ungenauigkeit, sehe aber keine Möglichkeit, die
Angelegenheit im Rahmen der Berichterstattung zu anderen Anlässen klarzustellen.
(2004)

   

Im Rahmen einer Vorprüfung kommt die Vorsitzende der Beschwerdekammer 2 des
Presserats zu dem Ergebnis, dass die Beschwerde begründet ist. Mit der



Veröffentlichung hat die Zeitung gegen Ziffer 2 des Pressekodex verstoßen. Wie die
Zeitung in ihrer Stellungnahme selbst einräumt, ist sie bei ihrer Berichterstattung
fälschlicherweise davon ausgegangen, dass die Demonstration nicht angemeldet war
und deshalb aufgelöst wurde. Offensichtlich enthält der Artikel daher eine falsche
Aussage. Im Gesamtkontext des geschilderten Vorganges ist die falsche Information
jedoch so marginal, dass auf eine Maßnahme im Sinne der Beschwerdeordnung
verzichtet werden kann. (BK2-87/04)

Aktenzeichen:BK2-87/04
Veröffentlicht am: 01.01.2004
Gegenstand (Ziffer): Sorgfalt (2);
Entscheidung: begründet, keine Maßnahme 
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